
   

 

 

 

Kulturreferat 
 
 

 

Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen aus Kulturförderungsmitteln 
der Landeshauptstadt München 

 
(Gemäß Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 09.12.2004; 

geändert durch Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats  

vom 19.12.2007, 26.11.2008, 28.11.2012, 15.12.2021 und 23.10.2024) 

 

 

Allgemeine Grundsätze - Präambel: 

Das Kulturreferat der Landeshauptstadt München (nachfolgend Kulturreferat genannt) ge-

währt nach Maßgabe dieser Richtlinien Zuwendungen zur Förderung von Kunst und Kultur so-

wie kultureller Bildung. Die Zuwendungen werden als freiwillige Leistungen, auf die kein 

Rechtsanspruch besteht, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel gewährt. 

Das Kulturreferat bezuschusst Antragsteller*innen, 

• die sich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung bekennen, 

• deren Institutionen und Projekte dem jeweiligen Förderzweck entsprechen und 

• deren inhaltliche Arbeit sich an den Grundsätzen und Strategien der Landeshauptstadt 

München beispielsweise zu Gender Mainstreaming, Inklusion, interkultureller Orientie-

rung und Öffnung, Gleichstellung und Antidiskriminierung von Lesben, Schwulen, 

Transgender und intersexuellen Menschen, nachhaltiger Entwicklung und Beschaffung 

(u.a. Fair Trade), Bürgerschaftlichem Engagement sowie zur Bekämpfung von Rechts-

extremismus, Rassismus, Antisemitismus und gruppenbezogener Menschenfeindlich-

keit orientiert. 

Durch die Förderung von Projekten und Institutionen will die Landeshauptstadt München die 

soziale, ökonomische, ökologische, vielfältige, künstlerische und kulturelle Entwicklung in der 

Stadtgesellschaft unterstützen. Dabei ist es ihr ein großes Anliegen, dass sich die von ihr ge-

förderten Projekte und Institutionen an den Werten, Zielen und Leitmotiven der Stadt München 

orientieren. 

 

Diese Richtlinien stellen eine verwaltungsinterne Handlungsleitlinie dar, aus der Dritte keine 

unmittelbaren Rechte oder Ansprüche ableiten können. 
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Teil I: Allgemeine Verfahrensgrundlagen 

 

 

1 Gegenstand der Förderung 

 

Gefördert werden Beiträge zur Pflege der Kultur und der kulturellen Bildung nach 

Maßgabe des dem Kulturreferat übertragenen Aufgabenspektrums. 

 

Die Förderung umfasst nur vom Kulturreferat fachlich anerkannte Aktivitäten. 

 

 

2 Begriff der Zuwendung, Abgrenzungen 

 

2.1 Zuwendungen sind Haushaltsmittel der Stadt, die als freiwillige Leistungen (ohne 

Rechtsanspruch) natürlichen oder juristischen Personen außerhalb der Stadtverwal-

tung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt werden. 

 

2.2 Die Zuwendungen werden in Form von Zuschüssen oder Darlehen gewährt. 

 

2.3 Keine Zuwendungen im Sinne dieser Richtlinien sind  

insbesondere: 

 

a) Leistungen, auf die ein dem Grunde und der Höhe nach unmittelbar durch 

Rechtsvorschriften begründeter Anspruch besteht 

b) Mitgliedsbeiträge 

c) Entgelte aufgrund von Verträgen, für die gleichwertige Gegenleistungen erbracht 

werden (z. B. Kaufverträge, Mietverträge, Betriebsführungsverträge, Werkver-

träge) 

d) Sachleistungen 

e) Stifterrenten 

f) Leistungen, die das Kulturreferat aufgrund von Kooperations- bzw. Veranstal-

tungsvereinbarungen, d. h. aufgrund von Verträgen, bei denen das Kulturreferat 

bei Planung bzw. Ausgestaltung eines Projektes oder einer Veranstaltung mit-

wirkt, erbringt 

g) Förderungen an die städtischen Beteiligungsgesellschaften, soweit diese durch 

die Stellung der Landeshauptstadt München als Gesellschafterin veranlasst sind. 

 

 

3 Übergeordnetes Förderziel 

München ist eine weltoffene, integrative und tolerante Großstadt. Die Münchner 

Stadtbevölkerung ist vielfältig im Hinblick auf beispielsweise die Herkunft, Haut-

farbe, Religion sowie die sexuelle und geschlechtliche Identität (LGBTIQ* - Lesben, 

Schwule, Bisexuelle, trans*, inter*, nichtbinäre und queere Menschen). Das Recht 

auf Teilhabe von Menschen mit Behinderungen ist selbstverständlich. 

Die Landeshauptstadt München sieht es als ihre sozial- und gesellschaftspolitische 

Aufgabe, diese Vielfalt zu bewahren und ein Miteinander zu fördern, in dem alle 

Menschen in ihrer Verschiedenheit wertgeschätzt und Unterschiede als Bereiche-

rung gesehen werden, in dem sich die Menschen mit Respekt und Toleranz begeg-

nen und sich gegenseitig helfen, unterstützen und achten. 

Sie ist sich ihrer Vorbildfunktion und ihres verfassungsrechtlichen und kommunalen 

Auftrags bewusst, selbst nicht zu diskriminieren und Diskriminierung durch andere 

nicht zu fördern. 

Aus diesem Grund hat sich die Landeshauptstadt München zum Ziel gesetzt, mit 

jeder städtischen Zuwendung zu einer friedlichen, toleranten und gleichberechtig-

ten Stadtgesellschaft beizutragen und den Schutz jeder und jedes Einzelnen vor 
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Diskriminierung1 aufgrund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, einer rassisti-

schen oder antisemitischen Zuschreibung, der Religion oder Weltanschauung, ei-

ner Behinderung, einer chronischen Erkrankung, des Lebensalters, der Sprache, 

der sexuellen und geschlechtlichen Identität sowie des sozialen Status sicherzu-

stellen.  

Zur Erreichung dieses Ziels werden nur solche Projekte und Institutionen gefördert,  

• die niemanden diskriminieren2 und  

• die mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundge-

setzes, präzisiert durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 

vom 17.01.2017, Az. 2 BvB 1/13, vereinbar sind.3 Neben weiteren zentralen 

Wertprinzipien4 findet diese ihren Ausgangspunkt in der Würde des Menschen 

(Art. 1 Abs. 1 GG). Die Garantie der Menschenwürde umfasst insbesondere die 

Wahrung personaler Individualität, Identität und Integrität sowie die elementare 

Rechtsgleichheit. Antisemitische, rassistische und sonstige menschenverach-

tende Konzepte sind mit der Menschenwürde nicht vereinbar und verstoßen 

deswegen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung. 

 

Es dürfen nur solche Projekte und Institutionen gefördert werden, die mit dem über-

greifenden Förderziel in Einklang stehen. 

 

 

4. Allgemeine Fördervoraussetzungen 

 

4.1. Gefördert werden können, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel, 

nur Projekte und Institutionen, die folgende Kriterien erfüllen: 

 

a) Das Kulturreferat hat ein erhebliches Interesse an deren Durchführung bzw. Be-

trieb. Insbesondere muss ein Bezug zu München gegeben sein (z. B. Akteure, 

Themen, Zielgruppen). 

b) Die zu fördernden Inhalte sind mit dem Kulturreferat grundsätzlich vor Beginn der 

Realisierung der Maßnahme / des Projektes abgestimmt und abgeglichen, insbe-

sondere im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit den Maßnahmen und Planungen 

bzw. inhaltlichen Förderkriterien des Kulturreferats.  

Die Realisierung der Maßnahme / des Projektes ist zum Zeitpunkt der Antragstel-

lung noch nicht begonnen worden. 

  
1 Eine Diskriminierung liegt dann vor, wenn Personen 

• aufgrund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, einer rassistischen oder antisemitischen Zuschreibung, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, einer chronischen Erkrankung, des Lebensalters, der Spra-
che, der sexuellen und geschlechtlichen Identität sowie des sozialen Status  

• durch geförderte Projekte oder durch geförderte Institutionen,  

• entsprechend § 3 AGG unmittelbar oder mittelbar benachteiligt, belästigt oder sexuell belästigt werden, 

• ohne dass ein hinreichender sachlicher Grund vorhanden ist, der diese unterschiedliche Behandlung rechtfertigt.  
2 Vgl. Fußnote 1 

3 Der Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundordnung wird zwar im Grundgesetz mehrfach verwendet, jedoch nicht defi-

niert. Ausgefüllt wurde der Begriff zunächst insbesondere durch Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts in den 1950er 

und -70er Jahren, die jedoch nur zum Teil geeignet waren, den Begriff zu schärfen. Der Landeshauptstadt München ist be-

wusst, dass der Begriff daher für seine Unschärfe kritisiert wurde, und dass ein Überstrapazieren des Begriffs als Mittel genutzt 

werden kann, um missliebige Kritiker*innen zu diskreditieren. Vorliegend wird daher auf die Präzisierung des Begriffs durch das 

Bundesverfassungsgericht im Zuge des NPD-Verbotsverfahrens verwiesen und es werden die drei zentralen Wertprinzipien 

genannt, die laut dieser jüngsten Präzisierung des Begriffs von dem Begriff umfasst sind: Menschenwürdegarantie, Demokra-

tieprinzip und Rechtsstaatsprinzip. 
4 Neben der Menschenwürdegarantie nennt das Bundesverfassungsgericht folgende zentrale Wertprinzipien: 

• Demokratieprinzip, insbesondere die Möglichkeit gleichberechtigter Teilnahme aller Bürger*innen am Prozess der poli-

tischen Willensbildung und die Rückbindung der Ausübung der Staatsgewalt an das Volk (Art. 20 Abs. 1 und 2 GG), 

• Rechtsstaatsprinzip, insbesondere die Rechtsbindung der öffentlichen Gewalt, die Kontrolle dieser Bindung durch un-

abhängige Gerichte sowie, dass die Anwendung physischer Gewalt den gebundenen und gerichtlicher Kontrolle unter-

liegenden staatlichen Organen vorbehalten ist. 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE001700314/format/xsl/part/S?oi=pBcTXsT3kp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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c) Die*der Antragsteller*in versichert, dass sie bzw. er Gewähr bietet für eine fach-

gerechte und zweckmäßige Durchführung der Projekte bzw. des Betriebs der In-

stitution (z. B. persönliche und fachliche Qualifikation der Mitarbeitenden, u.ä.). 

d) Die*der Antragsteller*in ist mit einer fachlichen Überprüfung in den von ihr*ihm 

genutzten Räumen durch das Kulturreferat einverstanden. 

e) Die*der Antragsteller*in erkennt das uneingeschränkte Prüfungsrecht des Kultur-

referats, des städtischen Revisionsamts und des Bayerischen Kommunalen Prü-

fungsverbands an. Die vorstehenden Prüfungsorgane sind berechtigt, Dritte als 

Sachverständige zur Prüfung heranzuziehen. 

f) Die*der Antragsteller*in verpflichtet sich, die geförderten Inhalte parteipolitisch 

neutral umzusetzen. 

g) Bei Antragsteller*innen ohne eigene Rechtspersönlichkeit (z. B. Initiativen) über-

nehmen mindestens zwei haftende Mitglieder oder alle Mitglieder die gesamt-

schuldnerische Haftung für die ordnungsgemäße Verwendung der Mittel. 

h) Die*der Antragsteller*in berücksichtigt im Falle der Förderung in ihrer*seiner Öf-

fentlichkeitsarbeit die finanzielle Beteiligung der Stadt ausreichend. Dabei muss 

grundsätzlich neben dem Schriftzug „Gefördert durch das Kulturreferat der Lan-

deshauptstadt München" auch das städtische Logo in angemessener Größe auf 

Einladungskarten, Plakaten, Programmheften und auf der Internetseite erschei-

nen. 

i) Bei Tätigkeiten, die sonstige berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Be-

treuung, Erziehung oder Ausbildung Minderjähriger umfassen oder die in ver-

gleichbarer Weise geeignet sind, Kontakt zu Minderjährigen aufzunehmen, ver-

langt die*der Antragsteller*in die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses 

der eingesetzten Personen und legt für sich selbst ein erweitertes Führungs-

zeugnis vor. 

Vor Beginn einer entsprechenden Fördermaßnahme versichert die*der Antrags-

steller*in gegenüber dem Kulturreferat, dass die Vorlage eines erweiterten Füh-

rungszeugnisses erfolgte bzw. noch vor Beginn der geförderten Maßnahme erfol-

gen wird und sich keine Anhaltspunkte für Zweifel an der persönlichen Eignung 

der eingesetzten Personen ergeben. 

j) Die*der Antragsteller*in macht Art und Ausmaß der Inanspruchnahme der Ange-

bote und Leistungen der geförderten Institution bzw. des geförderten Projekts an-

hand von Sachberichten und Statistiken nachvollziehbar und bewertbar. 

k) Die*der Antragsteller*in berücksichtigt das Prinzip des Gender-Mainstreaming / 

Gender-Budgeting. Dies beinhaltet u.a.: angemessene Honorare insbesondere 

für Frauen*, aber auch für alle anderen Geschlechter (siehe „art but fair“), gender-

sensible Schreibweise in den Veröffentlichungen, gendersensibler Blick auf die 

Projektbeteiligten und die Zielgruppen. 

 

4.2 Die zu fördernden Projekte und Institutionen orientieren ihre Arbeit im Rahmen der 

vorhandenen Mittel an den Belangen der UN-Behindertenkonvention, der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union, der Europäischen Charta für Gleichstellung von 

Frauen und Männern auf lokaler Ebene. 

 

 

5 Wirtschaftliche Voraussetzungen 

 

a) Die*der Antragsteller*in beachtet die Grundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaft-

lichkeit. 

b) Die*der Antragsteller*in stellt eine ordnungsgemäße Geschäftsführung sicher  

(u. a. durch eine fortlaufende, zeitnahe Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle) und 

ist in der Lage, die zweckentsprechende Verwendung aller eingesetzten Mittel an-

hand von Originalunterlagen oder entsprechender Belege in digitaler Form nach 

den Vorgaben der Landeshauptstadt München nachzuweisen. 
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c) Die Gesamtfinanzierung des Projektes bzw. der Institution ist unter Berücksichti-

gung der zur Verfügung stehenden Zuwendungsmittel gesichert. 

d) Gegen die*den Antragsteller*in ist kein Insolvenzverfahren beantragt oder eröff-

net. 

e) Die antragstellende Institution wäre aufgrund ihrer wirtschaftlichen Situation ohne 

Mithilfe (Zuwendung) des Kulturreferats nicht oder nicht im notwendigen Umfang 

finanziell gesichert. 

f) Die*der Antragsteller*in erklärt, dass sie*er über keine bzw. keine weiteren Eigen-

mittel verfügt, die für das Projekt eingesetzt werden können und dass daher das 

Projekt ohne Mithilfe (Zuwendung) des Kulturreferats nicht oder nicht im notwendi-

gen Umfang finanziell gesichert wäre. 

g) Der Zuwendungsbedarf des Projektes bzw. der Institution beträgt mehr als 5% ih-

rer Gesamtausgaben und die Durchführung des Projektes bzw. der Betrieb der 

Institution ist nicht durch eine etwaige Heranziehung von Zuwendungsmitteln zur 

Tilgung von Schulden der*des Antragstellers*in gefährdet. 

 

 

6 Ausschluss und Einstellung der Förderung 

 

 Eine (Weiter-)Förderung nach diesen Zuwendungsrichtlinien kann insbesondere ganz 

oder teilweise abgelehnt werden, wenn 

 

6.1 die geförderten Projekte und die geförderten Institutionen nicht oder nicht mehr mit 

dem übergreifenden Förderziel in Einklang stehen. 

Insbesondere dürfen die geförderten Projekte und die geförderten Institutionen nie-

manden aufgrund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, einer rassistischen 

oder antisemitischen Zuschreibung, der Religion oder Weltanschauung, einer Be-

hinderung, einer chronischen Erkrankung, des Lebensalters, der Sprache, der se-

xuellen und geschlechtlichen Identität sowie des sozialen Status diskriminieren5.  

Die geförderten Projekte und die geförderten Institutionen müssen außerdem mit 

der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes, prä-

zisiert durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17.01.2017, - 2 BvB 

1/13 -, vereinbar sein.6 Neben weiteren zentralen Wertprinzipien7 findet diese ihren 

Ausgangspunkt in der Würde des Menschen (Art. 1 Abs. 1 GG). Die Garantie der 

Menschenwürde umfasst insbesondere die Wahrung personaler Individualität, 

Identität und Integrität sowie die elementare Rechtsgleichheit. Antisemitische, ras-

sistische und sonstige menschenverachtende Konzepte sind mit der Menschen-

würde nicht vereinbar und verstoßen gegen die freiheitliche demokratische Grund-

ordnung; 

 

6.2 eine oder mehrere Kriterien aus den Ziffern 4 und 5 dieser Zuwendungsrichtlinien 

nicht oder nicht mehr erfüllt werden, 

 

6.3 Mittel eines oder mehrerer vorhergehender Förderzeiträume außerhalb des Förde-

rungszwecks ohne Abstimmung mit dem Kulturreferat verwendet worden sind, 

 

6.4 der Verwendungsnachweis für den vorhergehenden Förderungszeitraum nicht voll-

ständig und zeitgerecht vorgelegt wird. 

 

6.5 es im Zusammenhang mit der Förderung zur Verwirklichung von Straftatbeständen 

oder zur Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gekommen ist oder 

kommen wird, die der*dem Zuwendungsnehmer*in zuzurechnen ist. 

  
5 Vgl. Fußnote 1 
6 Vgl. Fußnote 3 
7 Vgl. Fußnote 4 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR000010949BJNE001700314/format/xsl/part/S?oi=pBcTXsT3kp&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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7 Zuwendungsfähige Ausgaben, weitere Aufwendungen, Weitergabe 

 

Zuwendungsfähige Ausgaben sind die für die Erreichung des Zuwendungswecks im 

Bewilligungszeitraum notwendigen, hinsichtlich Art, Umfang und Höhe angemesse-

nen Ausgaben. Zuwendungsfähig sind grundsätzlich auch Ausgaben für den Einsatz 

für Demokratie und Menschenrechte nach vorheriger Zustimmung der zuwendungs-

gebenden Dienststelle der Landeshauptstadt München. 

 

7.1 Personalausgaben 

 

 Geltend gemacht werden können nur Personalausgaben für Beschäftigte, die mit der 

Umsetzung des zu fördernden Projekts bzw. mit dem Betrieb der zu fördernden Insti-

tution befasst sind. Zu den Personalausgaben zählen alle Ausgaben für die Tätigkeit 

von weisungsgebundenen Beschäftigten, unabhängig von der Bezeichnung des mit 

den Beschäftigten geschlossenen Vertrags oder des bestehenden Dienstverhältnis-

ses. Dies sind insbesondere sozialversicherungspflichtige, vertraglich geregelte Be-

schäftigungsverhältnisse mit der*dem Antragsteller*in. 

 Hierzu zählen auch Ausgaben für geringfügig Beschäftigte im Sinne des Einkommens-

steuergesetzes. 

 

 Zuwendungsfähige Personalausgaben umfassen das Arbeitgeber-Bruttoentgelt und 

gesetzlich oder tarifvertraglich vorgeschriebene Leistungen.  

In begründeten Ausnahmefällen können darüberhinausgehende Personalausgaben 

als zuwendungsfähig anerkannt werden.  

Für die Zuwendungsfähigkeit aller Personalausgaben gilt grundsätzlich, dass Perso-

nalausgaben nur bis zu der Höhe zuwendungsfähig sind, in der sie bei der Landes-

hauptstadt München für vergleichbare Beschäftigungsverhältnisse entstehen würden 

(Besserstellungsverbot). 

 

 Personalausgaben sind nur zuwendungsfähig, soweit der Stellenplan der*des An-

tragstellers*in anerkannt ist. Der Stellenplan ist verbindliche Grundlage der Entschei-

dung über die Zuwendung. 

 

7.2 Honorarkräfte 

 

 Geltend gemacht werden können Ausgaben für Honorarkräfte. Diese sind Personen, 

die im Wesentlichen frei ihre Tätigkeit gestalten und ihre Arbeitszeit bestimmen kön-

nen. 

 

7.3 Sachausgaben 

 

 Geltend gemacht werden können Sachausgaben beispielsweise für 

• genutzte Räume, 

• Bürobedarf, 

• Fahrtkosten, 

• Fortbildungen, 

• Anschaffungen, 

• Werkverträge, 

• Arbeitsmaterial. 

 Beim Einsatz von bürgerschaftlich Engagierten kommen Auslagenersatz und Auf-

wandsentschädigungen als zuwendungsfähige Sachausgaben in Betracht.  

 

7.4 Weitere Aufwendungen, kalkulatorische Kosten 
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 Weitere Aufwendungen (z. B. Abschreibungen, Rückstellungen, Verbindlichkeiten) 

können anerkannt werden, wenn dies vorab mit dem Kulturreferat abgesprochen und 

zweckmäßig ist (insbesondere, wenn bei institutionellen Zuwendungen die Jahresab-

schlüsse in Form einer Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnungen erfolgen, siehe 

Ziffer 20.3). 

 

7.5 Weitergabe 

 

 Die*der Zuwendungsempfänger*in darf Zuwendungsmittel nur nach schriftlicher Ge-

nehmigung durch das Kulturreferat an Dritte weitergeben. Diese wird nur erteilt, so-

weit dies zur Erreichung des Förderungszwecks notwendig ist. 

 

 

8 Nicht zuwendungsfähige Ausgaben 

 

 Nicht zuwendungsfähig sind 

 

8.1 Deckungslücken, die durch nicht in Anspruch genommene Dritte oder durch Verzicht 

auf erzielbare Einnahmen und Vergünstigungen entstanden sind (begründete Aus-

nahmen sind möglich), 

 

8.2 Anwalts- und Gerichtskosten für Rechtsstreitigkeiten, die nicht im Zusammenhang 

mit der Umsetzung des Zuwendungszwecks stehen oder sich gegen die Landes-

hauptstadt München richten, 

 

8.3 Kosten, die durch Versäumnisse oder Fehlverhalten der*des Zuwendungsempfän-

gers*in entstanden sind (z.B. Versäumnisgebühren, Bußgelder, Geldstrafen), 

 

8.4 Ausgaben und Aufwendungen, die vor Antragseingang angefallen sind, 

 

8.5 Ausgaben, die üblicherweise im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen. 

 

 

9 Einsatz von Eigenmitteln, Einnahmen, Zuwendungen Dritter, etc. 

 

9.1 Eigenmittel 

 

 Eigenmittel sind alle der*dem Antragsteller*in zur Verfügung stehenden Geldmittel. 

Eigenmittel sind unter anderem 

• Mitglieds- und Vereinsbeiträge, 

• Vermögen und Vermögenserträge, 

• nicht gebundene Spenden. 

 Die*der Antragsteller*in soll grundsätzlich Eigenmittel in angemessenem Umfang vor-

rangig einbringen. 

 
9.2 Einnahmen 

 

 Einnahmen sind alle von der*dem Antragsteller*in aus der geförderten Tätigkeit erziel-

baren Geldmittel. Zu den in Zusammenhang mit der Erfüllung des Zuwendungs-

zwecks erzielbaren Einnahmen und Entgelten zählen unter anderem 

• für den Zuwendungszweck gebundene Spenden, 

• Sponsoringleistungen, 

• Teilnahmebeiträge (z. B. für Veranstaltungen), 

• Beratungsentgelte / -gebühren, 

• Nutzungsentgelte / -gebühren (z. B. für Raumüberlassungen) 

• Eintrittsgelder, 
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• Einnahmen aus Bewirtungen, 

• Schutzgebühren (z. B. bei Druckwerken), 

• Erlöse aus betrieblicher Tätigkeit. 

 

 Die*der Antragsteller*in hat grundsätzlich alle im Zusammenhang mit der zu fördern-

den Tätigkeit erzielbaren Einnahmen als Deckungsmittel einzusetzen. 

 

9.3 Zuwendungen Dritter 

 

Die*der Antragsteller*in hat in Frage kommende Zuwendungsmittel bei anderen  

Zuwendungsgeber*innen (z.B. Ministerien, Regierung von Oberbayern, Bezirk 

Oberbayern, Landkreis, Kirchen, Stiftungen) zu beantragen (siehe Ziffer 14). 

 

 

10 Eigenleistungen und Sachspenden 

Eigenleistungen können unter anderem sein 

• konkret geleistetes bürgerschaftliches Engagement 

• Sachleistungen (z. B. zur Verfügung gestellte Räume bzw. Büroeinrichtung). 

Die*der Antragssteller*in bringt, soweit möglich, in zumutbarem Umfang Eigenleistun-

gen ein. 

Alle der geförderten Tätigkeit zufließenden Sachspenden sind ebenfalls einzusetzen. 

 

 

11 Zuwendungsarten / Finanzierungsarten 

 

11.1 Zuwendungsarten 

 

Bei den Zuwendungsarten werden Projektförderung und institutionelle Förderung un-

terschieden. Kombinationen sind möglich. 

a) Projektförderung 

Bei der Projektförderung wird die Zuwendung zur Deckung von Ausgaben 

der*des Zuwendungsempfängers*in für einzelne zeitlich und / oder inhaltlich 

abgegrenzte Vorhaben gewährt. 

b) Institutionelle Förderung 

Bei der institutionellen Förderung dient die Zuwendung zur Deckung der gesam-

ten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben der*des Zuwen-

dungsempfängers*in aus ihrer*seiner zuwendungsfähigen Tätigkeit. 

 

11.2 Finanzierungsarten 

 

Die Finanzierungsarten gliedern sich in Fehlbedarfsfinanzierung, 

Festbetragsfinanzierung und Anteilsfinanzierung. Kombinationen sind möglich. 

Zur Vereinfachung des Zuwendungsverfahrens wird bei Projektförderungen bis  

10.000 € grundsätzlich eine Festbetragsfinanzierung gewählt (vereinfachtes 

Prüfungsverfahren siehe Ziffer 20.10).  

Darüber hinaus erfolgt grundsätzlich eine Fehlbedarfsfinanzierung. Andere 

Finanzierungsarten sind möglich und bedürfen einer eigenen Begründung. 

a) Fehlbedarfsfinanzierung: 

Bei der Fehlbedarfsfinanzierung deckt die Zuwendung den Fehlbedarf, der 

insoweit verbleibt, als die*der Zuwendungsempfänger*in die zuwendungsfähigen 

Ausgaben nicht durch eigene oder fremde Mittel zu decken vermag, maximal 

jedoch bis zur Höhe des vorab festgelegten Höchstbetrags. 

b) Festbetragsfinanzierung: 

Bei der Festbetragsfinanzierung wird ein fester, nach oben und unten nicht 

veränderbarer Zuwendungsbetrag bewilligt. Eine Rückforderung erfolgt nur, wenn 

der Zuwendungsbetrag nicht durch die für den Zuwendungszweck 
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anerkennbaren Ausgaben ausgeschöpft wird. Die Zuwendung kann auch in der 

Weise bewilligt werden, dass sie auf das Vielfache eines Betrags festgesetzt 

wird, der sich für eine bestimmte Einheit ergibt (z.B. x,-- € pro nachgewiesener*m 

Teilnehmer*in); in diesem Fall wird ein Höchstbetrag der Zuwendung festgelegt. 

c) Anteilsfinanzierung: 

Bei der Anteilsfinanzierung bemisst sich die Zuwendung nach einem bestimmten 

Prozentsatz oder einem bestimmten Anteil der zuwendungsfähigen Ausgaben, 

maximal jedoch bis zur Höhe des vorab festgelegten Höchstbetrags. 

 

 

12 Zweckbindung 

 

Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zu-

wendungszweckes verwendet werden. 

 

 

13 Europäische Gemeinschaft 

 

Zuwendungen können eine Beihilfe im Sinne von Art. 107 AEUV darstellen und damit 

dem grundsätzlichen Beihilfenverbot des europäischen Gemeinschaftsrechtes unterlie-

gen. In solchen Fällen erfolgt die Ausreichung von Zuwendungen regelmäßig nach 

Maßgabe des Freistellungsbeschlusses der Europäischen Kommission vom 

20.12.2011 betreffend Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 

(DAWI). In geeigneten Fällen können auch andere Regelungen herangezogen werden. 

Insbesondere die Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der staatlichen Beihilfe 

im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-

schen Union (2016/C 262/01) vom 19.07.2016 (Rn. 33 ff.). 

 

 

14 Mitteilungs- und Informationspflichten 

 

Die*der Zuwendungsempfänger*in hat dem Kulturreferat unverzüglich mitzuteilen, 

wenn 

 

a) die Voraussetzungen für die Förderung ganz oder teilweise wegfallen oder sich die 

für die Bewilligung maßgeblichen Umstände ändern, 

b) sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist, 

c) sich Abweichungen von dem im Antrag angegebenen Umfang des Projektes bzw. 

der geförderten Institution ergeben, 

d) sich der Beginn des Projektes verschiebt, 

e) sich wesentliche Änderungen in der Kosten- und Finanzierungsstruktur ergeben 

(z.B. Ermäßigung der Gesamtkosten oder Erhöhung der Eigenmittel / Einnahmen), 

f) ein Insolvenz- oder Vergleichsverfahren droht, beantragt oder eröffnet wird, 

g) sie*er beabsichtigt, ihre inhaltliche Konzeption zu ändern, 

h) sie*er beabsichtigt, den Stellenplan und / oder die Stellenbesetzung zu ändern, 

i) sich Änderungen in der Vertretungsbefugnis der*des Zuwendungsempfängers*in 

ergeben haben, 

j) inventarisierte Gegenstände nicht oder nicht mehr zweckentsprechend verwendet 

werden. 

 

Die*der Zuwendungsempfänger*in hat dem Kulturreferat Bescheide – auch ablehnende 

– anderer Zuwendungsgeber*innen unverzüglich in Kopie zuzuleiten (vgl. Ziffer 9.3), so-

weit sich diese auf die geförderten Maßnahmen bzw. die institutionelle Förderung bezie-

hen. 
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Teil II: Zuwendungsverfahren 

 

 

15 Antragstellung 

 

15.1 Zuwendungen werden nur auf schriftlichen oder elektronischen Antrag gewährt.  

Elektronische Anträge sind nur mit einem vom Kulturreferat zugelassenen Verfahren 

möglich. 

Das Kulturreferat legt die jeweils erforderlichen Abgabetermine fest.  

Hierzu ist grundsätzlich das beim Kulturreferat für die zu beantragende Zuwendungs-

art erhältliche Formblatt zu verwenden. Computerausdrucke, die dem Vordruck des 

Kulturreferats entsprechen, können ebenfalls verwendet werden. 

 

15.2 Bestandteile des Antrags sind fallweise 

 

15.2.1 Angaben zur*zum Antragsteller*in mit Anlagen (soweit nach der Rechtsform zutref-

fend; z. B. aktueller Registerauszug, Satzung, Geschäftsordnung, Gesellschaftsver-

trag, Verbandszugehörigkeit, Vertretungsbefugnis), 

 

15.2.2 die detaillierte Beschreibung der Konzeption, etwa in Form einer Projektbeschrei-

bung, einer Programmvorschau bzw. eines Spielplans, 

 

15.2.3 der Gesamtkosten- und Gesamtfinanzierungsplan (Aufstellung aller voraussichtlichen 

Ausgaben und voraussichtlich zur Verfügung stehenden sowie bereits gesicherten  

Finanzierungsmittel der Institution bzw. des Projektes) sowie eine Aussage darüber, 

ob bei einer anderen städtischen Dienststelle oder bei anderen Zuwendungsge-

ber*innen ebenfalls ein Antrag auf Gewährung einer Zuwendung gestellt wird, 

 

15.2.4 jeweils eine Bestätigung dafür, dass weder Verbindlichkeiten bestehen, die die vorge-

sehene Durchführung der Maßnahme bzw. den Betrieb der Institution gefährden, 

noch einsetzbare Vermögenswerte vorhanden sind, die die geplante Durchführung 

der Maßnahme auch ohne Beteiligung des Kulturreferats ermöglichen würden, 

 

15.2.5 bei festangestelltem Personal der Stellenplan, aus dem u. a. der Aufgabenbereich, 

Eingruppierung, Stundenlohn, wöchentliche Arbeitszeit, Zeitraum der Beschäftigung, 

kalkulierte Gesamtpersonalkosten für die einzelnen Stellen etc. hervorgehen, 

 

15.2.6 eine Honoraraufschlüsselung, aus der u. a. die Tätigkeiten / Leistungen, die  

Stunden- / Honorarsätze und das Gesamthonorar hervorgehen, 

 

15.2.7 Mietverträge bzw. Untermietverträge, soweit Räume dauerhaft angemietet oder ver-

mietet sind bzw. werden, 

 

15.2.8 bei Investitionsmaßnahmen die im Einzelfall vom Kulturreferat zur Beurteilung gefor-

derten Unterlagen, 

 

15.2.9 eine Erklärung gemäß Ziffern 4.1 c) bis k) und Ziffer 5 e) und f). 

 

15.3 Bei Wiederholungsanträgen und bei Projektförderungen kann das Kulturreferat auf 

die Vorlage einzelner Unterlagen verzichten. Ein schriftlicher Antrag mit Gesamtkos-

ten- und Gesamtfinanzierungsplan ist in jedem Fall erforderlich. 

 

 

16 Antragsprüfung 

 

16.1 Das Kulturreferat prüft, ob die für die Förderung notwendigen Angaben vollständig 
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vorliegen und die Voraussetzungen für die Gewährung einer Zuwendung nach diesen 

Richtlinien erfüllt sind. 

 

16.2 Soweit die Voraussetzungen nach diesen Richtlinien erfüllt sind, wird im Rahmen  

einer Prioritätensetzung auf der Basis der verfügbaren Haushaltsmittel entschieden, 

ob, auf welche Weise und in welcher Höhe eine Förderung erfolgt. 

 

16.3 Soweit Zuwendungen für denselben Zweck aus verschiedenen Einzelplänen des städ-

tischen Haushalts gewährt werden sollen bzw. verschiedene Referate der Stadtver-

waltung an der Förderung beteiligt sind, ist bei institutionellen Zuwendungen ein Ab-

gleich zwischen den beteiligten Stellen herbeizuführen. 

 

16.4 Das Kulturreferat kann Zielvorgaben treffen und Qualitätsstandards festlegen. 

 

 

17 Beschlussfassung des Stadtrats 

 

 Nach grundsätzlicher Prüfung des Antrags wird der Vorgang dem Stadtrat zur Ent-

scheidung vorgelegt, soweit dies nach der Geschäftsordnung erforderlich ist.  

Sollte sich nach der Antragstellung bzw. nach der Beschlussfassung des Stadtrates 

im Rahmen der abschließenden Prüfung des Antrags oder aufgrund aktualisierter An-

träge oder Wirtschaftspläne oder unterjähriger Mehrbedarfe eine begründete Verän-

derung des Zuwendungsbedarfes ergeben, kann das Kulturreferat auch eine gerin-

gere und, soweit die Mittel im Kulturbudget verfügbar sind, auch eine höhere Zuwen-

dung bewilligen. Voraussetzung ist zudem, dass sich die Konzeption der betroffenen 

Institutionen und Projekte nicht wesentlich verändert. 

 

 

18 Bewilligung, Zuwendungsvereinbarung / Ablehnung 

 

18.1 Die Entscheidung über den Antrag ergeht, nach abschließender Prüfung des An-

trags, schriftlich oder in digitaler Form und ist bei einer (Teil-) Ablehnung zu begrün-

den. 

 

18.2 Der Bewilligungszeitraum entspricht bei institutionellen Förderungen grundsätzlich 

dem Kalenderjahr. Bei Projektzuschüssen orientiert sich der Bewilligungszeitraum 

am Projektzeitraum. 

 

Soweit eine mehrjährige Förderungszusage – ggf. unter Haushaltsvorbehalt – der 

Erreichung des Förderungszwecks dient, ist auch ein mehrjähriger Bewilligungszeit-

raum zulässig. 

 

 

19 Auszahlung 

 

19.1 Die Auszahlung erfolgt nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben. Die bewil-

ligten Mittel werden nur insoweit und nicht eher zur Auszahlung angewiesen, als sie 

zur Erfüllung des Zuwendungszwecks notwendig sind. Eigenmittel (die im Antrag bzw. 

Finanzierungsplan angegebenen sind) oder für den Zuwendungszweck verfügbare 

sonstige Mittel sind vorrangig einzusetzen. 

 

19.2 Insbesondere bei institutionellen Zuschüssen wird die Auszahlung in Quartalsraten 

angestrebt. 

 

19.3 Abschlagszahlungen können vor abschließender Entscheidung über den Antrag auf 

Bewilligung einer Zuwendung im Einzelfall auf Antrag gewährt werden. 
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 Voraussetzungen dafür sind: 

 

a) Förderung im Vorjahr (Weiterförderung) 

b) summarische Antragsprüfung und positive Prognose 

c) Dringlichkeit und Erforderlichkeit des Abschlags (eine Vorfinanzierung aus Ei-

gen- oder Drittmitteln ist nicht möglich) 

d) im Haushalt eingestellte Mittel 

 

19.4 Soweit gegen Teile des Bewilligungsbescheides Klage eingelegt wird, entscheidet 

das Kulturreferat im Einzelfall über die Höhe des Auszahlungsbetrages. 

 

19.5 Nicht abgerufene Zuwendungsbeträge verfallen mit Ablauf des Kalenderjahres.  

Ausnahmen davon können in begründeten Einzelfällen durch Bescheid zugelassen 

werden. 

 

19.6 Die Auszahlung kann ferner von der Vorlage verfahrensrelevanter Unterlagen (z.B. 

bei bereits abgeschlossenen Projekten der Verwendungsnachweis) abhängig ge-

macht werden. 

 

 

20 Verwendungsnachweis 

 

20.1 Die*der Zuwendungsempfänger*in hat dem Kulturreferat bis zu dem im Bewilli-

gungsbescheid ausgewiesenen Termin einen ordnungsgemäßen Verwendungs-

nachweis auf dem Vordruck des Kulturreferats (bzw. auf identischen Computeraus-

drucken) vorzulegen. Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht 

und einem zahlenmäßigen Nachweis. Soweit einschlägig, sind weitere Unterlagen, 

z. B. ein fortgeschriebenes Inventarverzeichnis, ein Ist-Stellenplan (siehe oben Ziffer 

15.2.5) mit Angabe der für die einzelnen Stellen angefallenen Gesamtpersonalkos-

ten, eine Honoraraufschlüsselung (siehe Ziffer 15.2.6) sowie etwaige Geschäfts-, 

Abschluss-, Prüfungsberichte und Veröffentlichungen, beizufügen. 

 

 Der Abrechnungszeitraum muss innerhalb des Bewilligungszeitraums liegen (siehe 

auch Ziffer 20.3). 

 

20.2 Sachbericht 

 

 Im Sachbericht sind die bestimmungsgemäße Verwendung der Zuwendung, die 

durchgeführten Aktivitäten und das erzielte Ergebnis darzustellen. Die Darstellungen 

sind durch statistische Angaben zu ergänzen. Hinsichtlich der Fördervoraussetzun-

gen (siehe oben Ziffern 4.1 und 4.2) sind, entsprechend den Vorgaben des Kulturre-

ferats, Angaben über Projektbeteiligte und Zielgruppen zu machen. 

 

20.3 Zahlenmäßiger Nachweis 

 

 Im zahlenmäßigen Nachweis (Abrechnung) sind alle im Bewilligungszeitraum für 

den Zuwendungszweck angefallenen Einnahmen und Ausgaben nach Sachpositio-

nen getrennt entsprechend der Gliederung des Kosten- und Finanzierungsplans 

bzw. Wirtschaftsplans anzugeben. 

Es können ergänzend Angaben über Geld- und Kontenbestände sowie Forderungen 

und Verbindlichkeiten zu Beginn und Ende des Bewilligungszeitraums angefordert 

werden. 

 

 Ferner kann bei der Vorlage von Gewinn- und Verlustrechnungen eine Überleitungs-

rechnung zum Verwendungsnachweis verlangt werden. 
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Weitere Aufwendungen und Erlöse (z. B. Abschreibungen, Rückstellungen, Verbind-

lichkeiten, Forderungen) können in den Verwendungsnachweis aufgenommen wer-

den, wenn dies vorab mit dem Kulturreferat abgesprochen und zweckmäßig ist (ins-

besondere wenn bei institutionellen Zuwendungen die Jahresabschlüsse in Form ei-

ner Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung erfolgen, siehe Ziffer 7.4.). 

 

20.4 Inventarisierung 

 

 Das Inventarverzeichnis ist eine fortgeschriebene Auflistung aller beweglichen Ge-

genstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert die jeweils bei der Stadt gül-

tige Wertgrenze (Stand 01.01.2019: 800 €) im Einzelfall übersteigt. 

Bei institutionellen Zuwendungen können auch niedrigere (z. B. gesetzliche) Wert-

grenzen für den Anschaffungs- oder Herstellungswert anerkannt werden. 

 

20.5 Prüfung 

 

 Der Verwendungsnachweis wird vom Kulturreferat geprüft, das dazu auch andere 

Fachdienststellen heranziehen kann. 

 

 Die Prüfung kann sich auch auf die Einsicht in Bücher und Belege der*des Zuwen-

dungsempfängers*in erstrecken. Das Kulturreferat ist auch berechtigt, örtliche Erhe-

bungen durchzuführen. 

 

20.6 Ausnahmen von der Prüfungspflicht 

 

 Das Kulturreferat kann von einer eigenständigen Anforderung und Prüfung eines 

Verwendungsnachweises absehen, wenn sein Anteil an der Gesamtförderungs-

summe weniger als ein Drittel beträgt und ein*e andere*r öffentlich-rechtliche*r Zu-

wendungsgeber*in den Gesamtverwendungsnachweis prüft. In diesem Fall soll über 

das Ergebnis der Prüfung eine Bestätigung angefordert werden. 

 

20.7 Nachträgliche Änderungen des Kosten- und Finanzierungsplans 

 

 Ermäßigen sich im Bewilligungszeitraum die im Gesamtkosten- und Gesamtfinanzie-

rungsplan veranschlagten zuwendungsfähigen Ausgaben und / oder erhöhen sich 

die gesamten Deckungsmittel, so ermäßigt sich die Zuwendung des Kulturreferats  

– soweit nicht nach diesen Zuwendungsrichtlinien anders geregelt – bei Fehlbedarfs-

finanzierung um den vollen in Betracht kommenden Betrag und bei Anteilsfinanzie-

rung anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber*innen und den 

vorgesehenen Eigen- und Fremdmitteln der*des Zuwendungsempfängers*in. 

 

 Mehreinnahmen führen zu keiner Zuwendungsreduzierung, soweit die Mittel für eine 

im Verwendungsnachweis gesondert dargestellte Ausweitung des Kulturprogramms  

mit einer vom Kulturreferat anerkannten Zielsetzung oder zur Finanzierung unab-

weisbarer vom Kulturreferat anerkannter Zusatzkosten verwendet wurden. 

 

20.8 Jahresüberschuss 

 

a) Weist der Verwendungsnachweis einen Überschuss der Gesamteinnahmen über 

die Gesamtausgaben auf, so ist dieser grundsätzlich zurückzufordern, soweit in 

diesen Richtlinien nichts Abweichendes geregelt ist. 

 

b) Belassung von Überschüssen bei mehrjährigen Förderungen: 

Im Falle einer Weiterförderung werden Beträge bis zu einer Höhe von 7 % des 

jährlichen Gesamtausgabevolumens (ohne einbehaltene Zuwendungsanteile,  

z. B. Mieten und Mietnebenkosten) belassen. Die belassenen Mittel sind jeweils 
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als Einnahmen soweit möglich in den Antrag des Folgejahres und zwingend in 

den Verwendungsnachweis des Folgejahres zu übernehmen sowie im Rahmen 

des Zuwendungszwecks zu verwenden. 

In begründeten Ausnahmefällen kann die Belassung der Überschüsse auch auf 

weniger als 7 % des jährlichen Gesamtausgabevolumens (ohne einbehaltene Zu-

wendungsanteile, z. B. Mieten und Mietnebenkosten) festgelegt werden. 

 

c) Zweckgebundene Ansparungen bei mehrjährigen Förderungen: 

Bei Überschüssen, die über die Regelung in Buchstabe b) hinausgehen, kann 

die*der Zuwendungsempfänger*in im Falle einer Weiterförderung eine zweckge-

bundene Belassung im Rahmen des Zuwendungszwecks beantragen.  

Diese werden im Einzelfall geprüft und durch das Kulturreferat auf dem Verwal-

tungsweg entschieden. 

Genehmigte Ansparungen sind in den Verwendungsnachweisen und ggf. in den 

Zuwendungsanträgen des jeweiligen Folgejahres transparent (mit Angabe des 

Ansparungszwecks und des voraussichtlichen Verwendungszeitpunkts) darzustel-

len. 

 

d) Im Falle einer Weiterförderung können Jahresüberschüsse auch zur Deckung 

von Defiziten aus geförderten Vorjahren belassen werden. Die Entscheidung dar-

über erfolgt durch das Kulturreferat auf dem Verwaltungsweg. 

 

20.9 Rückstellungen und Rücklagen 

 

 Rückstellungen und Rücklagen können anerkannt werden, wenn sie für ein wirt-

schaftliches Handeln der*des Zuwendungsempfängers*in erforderlich sind. Dazu 

gehört zum Beispiel, die Sicherung der Liquidität und des Bestands der Institution 

sowie die Absicherung von strukturellen Ergebnisschwankungen. 

Die Entscheidung über die Genehmigung von zweckgebundenen Rückstellungen 

und Rücklagen erfolgt jeweils im Einzelfall durch das Kulturreferat auf dem Verwal-

tungsweg. 

 

20.10 Vereinfachtes Prüfungsverfahren 

 

 Bei der Festbetragsfinanzierung beschränkt sich die Prüfung des Verwendungs-

nachweises darauf, ob die bewilligten Mittel für den im Bescheid festgelegten Zweck 

verwendet wurden und ob der Zuwendungsbetrag hierfür ausgeschöpft wurde.  

Soweit dies nicht der Fall ist und sich hieraus ein Überschuss ergibt, ist dieser 

grundsätzlich zurückzufordern. Im Übrigen finden die Ziffern 20.7 bis 20.9 grund-

sätzlich keine Anwendung. 

 

 

 

Teil III: Ergänzende Verfahrensregelungen 

 

 

21 Aufhebung der Bewilligung 

 

21.1 Die Rücknahme eines Bewilligungsbescheids richtet sich nach Art. 48 Bayerisches 

Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG). 

 

21.2 Gemäß Art. 49 Abs. 2 a BayVwVfG kann ein Bewilligungsbescheid widerrufen wer-

den, wenn die Zuwendung nicht, nicht alsbald nach der Erbringung oder nicht mehr 

für den in dem Verwaltungsakt bestimmten Zweck verwendet wird und / oder wenn 

mit der Bewilligung eine Auflage verbunden ist und die*der Zuwendungsempfänger*in 

diese nicht oder nicht innerhalb einer ihr bzw. ihm gesetzten Frist erfüllt hat. 



   Seite 16 

 

 Ein Widerrufsvorbehalt kann insbesondere auch für den Fall in die Bewilligung aufge-

nommen werden, dass 

a) die Mittel nicht, nicht mehr oder nur teilweise für den im Bewilligungsbescheid 

ausgewiesenen Zweck verwendet worden sind, 

b) die allgemeinen und wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Förderung (vgl. 

Ziffern 4 und 5) ganz oder teilweise weggefallen sind oder sich die für die Bewilli-

gung maßgeblichen Umstände ändern bzw. geändert haben, 

c) mit der Bewilligung verbundene Nebenbestimmungen nicht oder nicht innerhalb 

einer angemessenen, vom Kulturreferat im Einzelfall zu bestimmenden Frist er-

füllt werden; 

d) die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt wurde, 

e) sich Abweichungen von dem im Antrag angegebenen Umfang des Projekts oder 

der Veranstaltung bzw. der geförderten Institution ergeben, 

f) sich der Beginn des Projekts bzw. der Maßnahme, wesentlich verschiebt, 

g) sich wesentliche Änderungen in der Kosten- und Finanzstruktur ergeben (z. B. 

Ermäßigung der Gesamtkosten oder Erhöhung der Eigenmittel / Einnahmen), 

h) ein Insolvenz- oder Vergleichsverfahren droht, beantragt oder eröffnet wird. 

i) Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass es im Zusammenhang mit der För-

derung zur Verwirklichung von Straftatbeständen oder zur Gefährdung der öf-

fentlichen Sicherheit und Ordnung gekommen ist oder kommen wird, die 

der*dem Zuwendungsnehmer*in zuzurechnen ist. 

 

21.3 Bei der Entscheidung über die Aufhebung einer Bewilligung sind die Grundrechte der 

Zuwendungsnehmer*innen (insbesondere Kunstfreiheit und Meinungsfreiheit) sowie 

der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu berücksichtigen. 

 

 

22 Rückzahlung der Zuwendung 

 

 Die Zuwendung ist von der*dem Zuwendungsempfänger*in nach Maßgabe der je-

weils einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen zu erstatten. 

 

 

23 Verfügungsbefugnis über bewegliche Gegenstände 

 

 Werden zur Erfüllung des Zuwendungszweckes beschaffte Gegenstände nicht oder 

nicht mehr zweckentsprechend verwendet, kann das Kulturreferat wahlweise unter 

Abwägung der Interessenlagen des Kulturreferats und der*des  

Zuwendungsempfängers*in 

a) die Abgeltung des Zeitwertes, 

b) die Veräußerung und Rückzahlung des Verkaufserlöses oder 

c) die Übereignung an die Stadt oder einen Dritten 

 verlangen. 

 

 

24 In-Kraft-Treten 

 

 Diese Richtlinien in der vorliegenden Fassung treten am 01.01.2025 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die in der Sitzung des Stadtrats vom 15.12.2021 beschlossene  

Fassung dieser Richtlinien außer Kraft. 


